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HINWEIS: Wir haben uns um korrekte Informationen be-
müht. Diese ersetzen jedoch nicht den Rat oder die Behand-
lung eines Arztes, Therapeuten oder eines anderen Angehö-
rigen der Heilberufe. pflege plus® lehnt jede Verantwortung 
für Schäden oder Verletzungen ab, die direkt oder indirekt 
durch die Anwendung von im InForm Magazin dargestellten 
Übungen, Therapien und / oder Behandlungsmethoden ent-
stehen können. Es wird ausdrücklich bei Auftreten von Krank-
heitssymptomen und gesundheitlichen Beschwerden vor einer 
Selbstbehandlung auf der Grundlage der Inhalte des InForm 
Magazins ohne weitere ärztliche Konsultation gewarnt.
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Liebe Leserinnen und Leser,

das neue Jahr beginnt, wie das 
alte endete. Die Feiertage liegen 
hinter uns, mehr oder weniger 
erholt starten wir ins neue Jahr. 
Gern tun wir das wieder mit Ih-
nen. 
Gute Vorsätze lassen sich deswe-
gen so schlecht einhalten, weil sie 
meist mit echten Veränderungen 
einhergehen würden. Und die 
finden nicht von jetzt auf gleich 
statt, der Hauptgrund, warum 
die meisten Menschen eben nicht 
ihre Ernährung umstellen, mehr 
Sport treiben oder mit dem Rau-
chen aufhören.
Aber weniger radikal angegan-
gen, schrittweise sozusagen, kann 
man durchaus einiges tun, um 
sein Leben gesünder zu gestal-
ten, ihm mehr Qualität verleihen 
und es schlicht gesagt, zu verlän-
gern. Lesen Sie dazu die sinn-
vollen Tipps im Beitrag „Vorsatz 
für 2014“ in dieser Ausgabe und 
Sie werden sehen, dass gute Vor-
sätze durchaus einhaltbar sind.
Zahnersatz − ein Thema, das für 
viele leider zum Älterwerden ge-
hört, aber auch junge Menschen 
betrifft, ist ebenfalls Teil dieser 
Ausgabe. Der Einfluss, den die 
Fähigkeit, vernünftig und ange-
messen zu essen, auf unsere Le-
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bensqualität hat, ist wohl jedem 
klar. Aber dass körperliche Ge-
sundheit, für die eine gesunde 
Ernährung Voraussetzung ist und 
seelische Gesundheit, die mit ge-
sellschaftlicher Anteilnahme ein-
hergeht, in solch einem Maße 
von vernünftigem Zahnersatz ab-
hängen, ist doch erstaunlich. Le-
sen Sie mehr im Beitrag „Weiches 
Weizenbrot statt knackiger Äp-
fel“.
Wichtigste Änderung im Ge-
sundheitswesen ist wohl der neue 
Bundesgesundheitsminister Her-
mann Gröhe, der aus dem Wahl-
kreis Neuss stammt. 
Die Tatsache, dass er nie dem Ge-
sundheitsausschuss des Bundes-
tages angehörte, muss kein Nach-
teil sein. Immerhin war er sieben 
Jahre lang Vorsitzender des Dia-
konischen Werkes Neuss, wo er, 
laut eigenen Worten, wichtige 
Einblicke in die ambulante und 
stationäre Altenpflege, die Hos-
pizarbeit und die Gemeindepsy-
chiatrie gewinnen konnte. Auch 
zu Krankenhäusern, Reha-Ein-
richtungen und der Ärzteschaft 
pflegt er enge Kontakte.
Dies lässt doch hoffen, endlich 
die wirklich benötigten Reformen 
in der Alten- und Krankenpflege 
zu erleben. Das Gesundheitssy-
stem stellt eine große Herausfor-
derung dar, es ist bereits viel zu 
viel wertvolle Zeit vertan worden, 
was es umso schwieriger macht, 
gute und vor allem tragfähige Lö-
sungen zu finden.
In diesem Sinne wünsche ich Ih-
nen Gesundheit, Glück und Er-
folg für 2014!

Es grüßt Sie herzlich
Ihr Achim R. Zweedijk
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Jahreswechsel 2014 im Gesund-
heitswesen: Was ändert sich im 
nächsten Jahr?
Von der Elektronischen Gesund-
heitskarte bis zur Versicherungs-
pflichtgrenze
Berlin. Trotz der gesetzgeberischen 
Pause bringt der Jahreswech-
sel 2014 wieder zahlreiche Ände-
rungen im Gesundheitswesen mit 
sich. Der Verband der Ersatzkassen 
e.V. (vdek) hat eine Auswahl von 
Änderungen zusammengestellt. So 
werden wie immer die Beitrags-
bemessungsgrenze, die Versiche-
rungspflichtgrenze oder die Ein-
kommensgrenze für die Familien-
versicherung angepasst.
Am 1.1.2014 löst zudem die neue 
elektronische Gesundheitskarte 
(eGK) die alte Krankenversiche-
rungskarte (KVK) endgültig ab. 
Die eGK ist dann der allein gül-
tige Versicherungsnachweis, der 
bei einem Arztbesuch vorgelegt 
werden muss. Die Krankenkassen 
haben bereits im Oktober 2011 
mit der Ausgabe der neuen eGK 
begonnen, sodass bereits fast alle 
Versicherten mit der neuen Karte 
ausgestattet sind. Erkennbar ist die 
neue Karte unter anderem an dem 
Lichtbild. Versicherte, die noch 
keine eGK besitzen, erhalten die 
neue Karte von ihrer Krankenkas-
se nach Einsendung eines Licht-
bildes.
Es fällt auch der offizielle Start-
schuss für das bundesweite Endo-

prothesenregister (EPRD). In dem 
Register werden Informationen 
über den Einbau künstlicher Hüft- 
und Kniegelenke gesammelt. Die 
Datenbank soll dabei helfen, die 
Qualität der Versorgung zu ver-
bessern und die Zahl unnötiger 
Wechseloperationen zu senken. 
Das EPRD ist eine Initiative der 
Deutschen Gesellschaft für Ortho-
pädie und Orthopädische Chirur-
gie e. V. (DGOOC) und wird un-
ter anderem vom Verband der Er-
satzkassen e.V. (vdek) unterstützt.
Am 1.1.2014 tritt eine geänderte 
Pflegetransparenzvereinbarung für 
die stationäre Pflege in Kraft. Da-
mit wird das Notensystem im Be-
reich der stationären Pflege nach-
gebessert. Grundlage ist ein über-
arbeiteter Fragenkatalog für die 
Bewertung von Pflegeeinrich-
tungen. Außerdem werden künf-
tig unabhängig von der Größe der 
Einrichtung jeweils drei Bewohner 
pro Pflegestufe in die Prüfung mit 
einbezogen, wodurch die Stich-
probenauswahl auf statistisch si-
chere Beine gestellt und die Ver-
gleichbarkeit der Einrichtungen 
verbessert wird. Damit gewinnen 
die Pflegenoten für Pflegebedürf-
tige und deren Angehörige insge-
samt an Aussagekraft. Im Zuge der 
Änderung der Transparenzverein-
barung stationär wurde auch eine 
Anpassung der Qualitätsprüfungs-
richtlinie für 2014 vorgenommen.
Im Jahr 2014 wird die Bundesre-
gierung erstmals die dynamische 
Anpassung der Leistungen in der 
Pflegeversicherung nach § 30 SGB 
XI prüfen. Diese Regelung wur-
de mit dem Pflege-Weiterentwick-
lungsgesetz (PfWG) aus dem Jahr 
2008 eingeführt. Die Prüfung 
wird alle drei Jahre wiederholt. Auf 
Grundlage des Prüfberichts kann 
die Bundesregierung die Höhe der 

Leistungen der Pflegeversicherung 
sowie die in § 37 Abs. 3 festge-
legten Vergütungen mit Zustim-
mung des Bundesrates zum 1. Ja-
nuar des Folgejahres anpassen. Im 
Koalitionsvertrag wurde verein-
bart, einen Teil der geplanten Er-
höhung der Pflegebeiträge ab 2015 
für die Dynamisierung der Pflege-
leistungen zu verwenden.
Quelle: vdek
Foto: S.Fries / pixelio

Neue Zuzahlungsbefreiungen 
sind für 2014 erforderlich
Berlin. Die Zuzahlungsbefreiungs-
bescheinigungen für 2013 sind 
nicht mehr gültig. Gesetzlich kran-
kenversicherte Patienten können 
sich aber schon jetzt bei ihrer Kran-
kenkasse über Zuzahlungsbefrei-
ungen für das laufende Jahr 2014 
informieren. Der Zuzahlungsrech-
ner auf dem Gesundheitsportal 
www.aponet.de berechnet die ent-
sprechende Belastungsgrenze. Da-
rauf weist der Deutsche Apothe-
kerverband (DAV) hin. Alle Apo-
theken sind gesetzlich verpflichtet, 
die Arzneimittelzuzahlungen für 
die Kassen einzuziehen und an sie 
weiterzuleiten, wenn vom verord-
nenden Arzt kein Befreiungsver-
merk auf dem Rezept eingetragen 
ist oder der Patient keinen entspre-
chenden Bescheid in der Apotheke 
vorlegt.
In Deutschland sind 7,4 Millionen 
Patienten zuzahlungsbefreit: 6,9 
Millionen chronisch kranke Men-
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schen (Belastungsgrenze: 1 Prozent 
des Jahresbruttoeinkommens) und 
0,5 Millionen Patienten, die die 
ansonsten übliche Belastungsgren-
ze von 2 Prozent ihres Jahresbrut-
toeinkommens überschritten ha-
ben (Stand: 2011). Grundsätzlich 
von der Zuzahlung befreit sind 
Kinder und Jugendliche bis zur 
Vollendung des 18. Lebensjahres. 
Volljährige Versicherte müssen da-
gegen oft zugunsten ihrer jewei-
ligen Krankenkasse zuzahlen (z.B. 
Krankenhausbehandlung, Heil- 
und Hilfsmittel, Rehabilitation, 
Fahrkosten).
Bei den Arzneimitteln belaufen 
sich die Zuzahlungen auf 10 Pro-
zent des Preises des Arzneimittels. 
Mindestens sind es 5 Euro, höch-
stens 10 Euro. Es sind jedoch nie 
mehr als die eigentlichen Kosten 
des Arzneimittels vom Patienten 
zu entrichten. Die durchschnitt-
liche Zuzahlung beträgt 2,60 Euro 
pro Arzneimittel (inkl. Medika-
mente ohne Zuzahlung); pro Jahr 
summieren sich die Zuzahlungen 
für Arzneimittel in ganz Deutsch-
land auf 1,9 Mrd. Euro (Stand: 
2012). Die Apotheken sind darauf 
vorbereitet, Einzelquittungen über 
Zuzahlungen auszustellen oder, 
z.B. bei Kundenkarten, Sammel-
quittungen am Jahresende auszu-
drucken.
Quelle: ABDA
Foto: T. Reckmann / pixelio

Rundfunk-Milliarden gegen so-
ziale Härten – Sozialverband 
SoVD fordert Rückkehr zum 
Nachteilsausgleich
„Das deutliche Plus beim Rund-
funkbeitrag muss jetzt den behin-
derten Menschen und den Bezie-
hern kleiner Einkommen zugu-
te kommen. Hier sind Nachbes-

serungen überfällig.“ Das erklärte 
SoVD-Präsident Adolf Bauer am 
Donnerstag. Der Verbandspräsi-
dent verwies auf die in der Vergan-
genheit bewährte Rundfunkbei-
tragsbefreiung für Menschen mit 
Behinderungen. Der Ausgleich 
ermöglichte kulturelle Teilhabe 
für Personen, denen aufgrund ih-
rer Behinderung der Weg in Aus-
stellungen, Konzerte oder Thea-
ter verstellt war. Mit Inkrafttreten 
des neuen Rundfunkbeitragsrechts 
wurde der Nachteilsausgleich vor 
einem Jahr abgeschafft. Der SoVD 
hatte dies nachdrücklich kritisiert 
und Verbesserungen gefordert. 
Bauer sprach sich zudem für eine 
Entlastung der Bezieher von klei-
nen Einkommen aus. „Die Befrei-
ungsmöglichkeiten vom Rund-
funkbeitrag aus sozialen Grün-
den auszuweiten, ist angesichts der 
sprudelnden Einnahmen der rich-
tige Weg. Wer früher aufgrund der 
steigenden Kosten für Miete, Hei-
zung und Strom auf das Fernsehen 
verzichtet hat, konnte über die 
Runden kommen. Die Möglich-
keit der Befreiung muss den Be-
troffenen wieder eröffnet werden“, 
sagte der SoVD-Präsident.
Quelle: SoVD / Benedikt Dederich

SoVD und VdK ziehen vor das 
Bundesverfassungsgericht - Ver-
fassungsbedenkliche Rentenbe-
rechnung bei Altersteilzeitver-
trägen
Der Sozialverband Deutschland 
(SoVD) und der Sozialverband 
VdK Deutschland wenden sich 
mit einer gemeinsamen Verfas-
sungsbeschwerde gegen die Auf-
hebung der rentensteigernden Be-
wertung von Ausbildungszeiten 
bei der Rentenberechnung bei Al-
tersteilzeit. Mit dem am 1. Janu-

ar 2005 in Kraft getretenen Ren-
tenversicherungs-Nachhaltigkeits-
gesetz wurde die rentensteigernde 
Bewertung der Ausbildungszeiten 
aufgehoben. Ein Nebeneffekt da-
von ist, dass die Altersrente bei 
Menschen, die in Altersteilzeit ar-
beiten, ebenfalls geringer ausfällt. 
SoVD und VdK sind der Ansicht, 
dass für diese Personengruppe die 
Altersrente nicht gekürzt werden 
darf, weil Schul- und Hochschul-
zeiten keine Berücksichtigung 
mehr finden. 

„Wenn jemand einen Altersteil-
zeitvertrag abschließt, muss er auf 
die wesentlichen Konstanten in der 
gesetzlichen Rentenversicherung 
vertrauen dürfen; ansonsten fehlt 
es an hinreichender Rechtssicher-
heit für längerfristige Altersteil-
zeitverträge“, sagt SoVD-Präsident 
Adolf Bauer. VdK-Präsidentin Ul-
rike Mascher erklärt: „Wir sind der 
Meinung, dass bei Abschluss eines 
Altersteilzeitvertrages - als vom 
Gesetzgeber geschaffene und auch 
geförderte Möglichkeit des glei-
tenden Ausstiegs aus dem Arbeits-
leben - ein besonderer Vertrau-
ensschutz gewahrt bleiben muss.“ 
Menschen in Altersteilzeit müs-



InForm - Kurz InFormiert

pflege plus® InForm Seite 7

sen wieder darauf vertrauen kön-
nen, dass ihre Ausbildungszeiten 
bei Renteneintritt voll berechnet 
werden, um mit Blick auf die Ren-
tenhöhe keine böse Überraschung 
zu erleben. Mit der gemeinsamen 
Klage vor dem Bundesverfassungs-
gericht wollen SoVD und VdK ein 
Schlupfloch für versteckte Renten-
kürzungen schließen.
Quelle: SoVD / Benedikt Dederich
Foto: TEXTDOC

Migration hat eine lange Traditi-
on in Deutschland
Wiesbaden. Im Jahr 2012 lebten in 
Deutschland 16,3 Millionen Men-
schen mit Migrationshintergrund. 
Wie das Statistische Bundesamt 
(Destatis) zum Tag des Migranten 
am 18. Dezember 2013 weiter 
mitteilt, sind 10,9 Millionen von 
ihnen selbst nach 1949 aus dem 
Ausland zugewandert, weitere 5,4 
Millionen wurden als deren Kin-
der in Deutschland geboren. Ver-
gleichbare Daten zu Menschen mit 
Migrationshintergrund liegen seit 
2005 vor; seither ist deren Zahl 
um 1,3 Millionen oder 8,5 % an-
gestiegen.

Insgesamt sind 190 Staaten der 
Welt in Deutschland vertreten. 
Dennoch wird die Zuwande-
rung vorrangig durch Europa ge-
prägt: 70,6 % der Migranten und 
deren direkte Nachkommen ha-
ben ihre Wurzeln in einem eu-
ropäischen Land, vor allem in 

einem Mitgliedsstaat der Eu-
ropäischen Union (31,6 %). 
Außereuropäische Zuwanderer 
kommen vornehmlich aus dem 
asiatischen Raum (15,7 %), gefolgt 
von Afrika (3,5 %) und Amerika 
(2,5 %). Die Bedeutung von Aus-
tralien und Ozeanien ist dagegen 
gering (0,2 %). Insgesamt 7,4 % 
der Menschen mit Migrations-
hintergrund lassen sich nicht ein-
deutig nach Herkunftsländern zu-
ordnen, zum Beispiel weil sie als 
Deutsche mit beidseitigem Migra-
tionshintergrund Eltern aus un-
terschiedlichen Herkunftsländern 
haben. Oft wird die Ankunft der 
ersten Gastarbeiter ab Ende der 
1950er Jahre mit dem Beginn der 
Einwanderung in Deutschland 
gleichgesetzt, obwohl es bereits seit 
1950 auch einen durchaus bedeut-
samen Zuzug von Aussiedlern be-
ziehungsweise Spätaussiedlern gab. 
Seither wechseln sich Jahre mit hö-
heren und niedrigen Zuwande-
rungszahlen ab. Auch die Zuwan-
derungsmotive veränderten sich 
im Laufe der Zeit: Anfangs war es 
die Arbeitsmigration der Gastar-
beiter, gefolgt von der Familienzu-
sammenführung. In den 1980ern 
prägten Asylbewerber das Bild, ab 
1990 vor allem die Spätaussiedler 
aus Osteuropa. In den letzten Jah-
ren spielt die europäische Nieder-
lassungsfreiheit eine wichtige Rol-
le: Sie beeinflusst den Zuzug aus 
den osteuropäischen und den von 
der EURO-Krise besonders betrof-
fenen südeuropäischen Mitglieds-
ländern der EU.
Die Zuwanderung in der Bundes-
republik Deutschland hat damit 
eine lange Tradition. Dies lässt sich 
auch gut daran erkennen, dass in 
den letzten Jahren in Deutschland 
vor allem der Anteil der zweiten 
Generation zugenommen hat – die 

Migranten haben die Elternrolle 
übernommen. Seit der Jahresmit-
te 2011 nimmt auch die Zuwan-
derung wieder deutlich zu. Im Jahr 
2012 wanderten erstmals mehr 
Menschen nach Deutschland ein, 
als Migranten der zweiten Genera-
tion geboren wurden.
Quelle: Destatis
Foto: Dieter Schütz / pixelio

Erneuter Anstieg der Bevölke-
rung für 2013 erwartet
Wiesbaden. Nach einer Schätzung 
des Statistischen Bundesamtes 
(Destatis) ist die Einwohnerzahl 
Deutschlands im Jahr 2013 er-
neut angestiegen. Lebten am Jah-
resanfang noch gut 80,5 Millionen 
Personen in Deutschland, waren 
es am Jahresende voraussichtlich 
knapp 80,8 Millionen Personen. 
Damit wird es das dritte Jahr in 
Folge eine Zunahme der Bevölke-
rung gegenüber dem Vorjahr ge-
ben. Ursache hierfür sind die er-
neut hohen Wanderungsgewinne 
gegenüber dem Ausland, die das 
Geburtendefizit – die Differenz 
aus Geburten und Sterbefällen – 
mehr als nur ausgleichen konnten.
Für das Jahr 2013 wird mit 
675.000 bis 695.000 lebend ge-
borenen Kindern und 885.000 bis 
905.000 Sterbefällen gerechnet. 
Da die erwartete Zunahme der 
Geburten etwas geringer ausfällt 
als die der Sterbefälle, wächst das 
Geburtendefizit voraussichtlich 
auf etwa 200.000 bis 220.000 an. 
Im Jahr 2012 betrug es 196.000; 
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deutschlandweit

den 870.000 Sterbefällen standen 
674.000 Geburten gegenüber. 
Die ohnehin schon hohen Wande-
rungsgewinne in den beiden Vor-
jahren (2011: + 279.000, 2012: 
+ 369.000) werden der Schätzung 
zufolge 2013 nochmals übertrof-
fen: Das Statistische Bundesamt 
rechnet damit, dass sogar erstmals 
seit 1993 etwas mehr als 400.000 
Personen mehr aus dem Ausland 
zugezogen als ins Ausland fortge-
zogen sind. Damals hatte der Wan-
derungssaldo bei 462.000 gelegen.
Quelle: Destatis
Foto: Klicker / pixelio

„Ambulant vor Stationär“ 
braucht bessere Rahmenbedin-
gungen
Berlin. Angesichts der Ergebnisse 
des BARMER GEK Pflegere-
port 2013 fordert der Deutsche 
Berufsverband für Pflegeberufe 
(DBfK) bessere Rahmenbedin-
gungen für die ambulanten Pfle-

gedienste. „Die Ergebnisse zeigen, 
welch große Rolle die Dienste im 
System für die Versorgung pflege-
bedürftiger Menschen spielen. Der 
Trend hin zu professioneller Pfle-
ge verstärkt sich, die Zahl der Pfle-

gebedürftigen wird wegen der de-
mografischen Alterung weiter an-
steigen. Umso dringender müssen 
bestehende Versorgungsstrukturen 
stabilisiert und zusätzliche geschaf-
fen werden“, sagt DBfK-Referen-
tin Amelie Jansen. „Die politische 
Maxime ‚ambulant vor stationär‘ 
wird bisher allerdings nur halb-
herzig verfolgt, ambulante Pflege-
dienste kämpfen seit Jahren mit 
der Benachteiligung im System 
und sind durch unzureichende 
Leistungsvergütung häufig in ih-
rer Existenz bedroht. Hier sind der 
neuen Regierung Hausaufgaben 

gestellt, damit die flächendeckende 
Versorgung nicht gefährdet wird“, 
so die Referentin weiter.
Der DBfK fordert deshalb:
- Leistungen bei Pflegebedürftig-
keit müssen regelgebunden dy-
namisiert und dürfen nicht län-
ger von der Kassenlage bestimmt 
werden. Der Kaufkraftverlust in 
der Pflegeversicherung führt seit 
Jahren nicht nur zu Leistungskür-
zung, sondern auch zu einem dra-
stisch gestiegenen Eigenanteil des 
Versicherten. Immer mehr Men-
schen können sich das nicht lei-
sten.
- Alle bedarfsgerecht erbrachten 
Leistungen sind zu vergüten, dazu 
gehören auch Organisations- und 
Präventionsleistungen sowie stei-
gende Anforderungen an das Qua-
litätsmanagement.
- Geld muss der Leistung folgen 
und zwar unmittelbar. Die Verzö-
gerungstaktik vieler Kassen von bis 
zu mehreren Monaten bringt Pfle-
gedienste in Liquiditätsschwierig-
keiten.
- Die Vergütung von Leistungen 
muss so ausgestaltet sein, dass Mit-
arbeiter angemessen und nach Ta-
rif entlohnt werden können. Nur 
so sind attraktive Arbeitsplätze für 
Pflegefachpersonal in der häus-
lichen Pflege zu gewährleisten.
- Der heutige Bürokratie- und Prüf- 

Immer für Sie da!
pflege plus® GmbH

pflege plus®

02166 130980
0177 8180011
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aufwand ist zugunsten von mehr 
Zeit für die unmittelbare Pflege 
deutlich zu reduzieren.
- Langwierige Genehmigungsver-
fahren sind zu beschleunigen.
Quelle: DBfK
Foto1: G. Mahmens / pixelio 
Foto2: JMG / pixelio
 

Statistisches Bundesamt bestä-
tigt VdK: Armut und soziale Aus-
grenzung steigen
Berlin. „Die aktuellen Zahlen des 
Statistischen Bundesamtes ma-
chen nicht nur betroffen, sondern 
auch wütend. Es steht schwarz auf 
weiß fest, dass Armut in Deutsch-

land ein drängendes Problem ist 
und nicht mehr wegdiskutiert wer-
den darf. Armut führt auch zu so-
zialer Ausgrenzung. Das kann und 
darf sich unsere Gesellschaft nicht 
leisten. Deshalb muss die Vermei-
dung und Bekämpfung von Armut 
ganz nach oben auf die politische 
Tagesordnung der neuen Bundes-
regierung“, mahnt Ulrike Mascher, 
Präsidentin des Sozialverbands 
VdK Deutschland, anlässlich aktu-
eller Zahlen des Statistischen Bun-
desamts. Demnach war fast jeder 
fünfte Einwohner in Deutschland 
2012 von Armut oder sozialer Aus-
grenzung betroffen. Das sind rund 
16 Millionen Menschen oder 19,6 
Prozent der Bevölkerung.
Die Erhebung der Statistiker be-
stätigt leider die sich verschär-
fende Armutssituation vieler Men-
schen in Deutschland, auf die der 
VdK seit Jahren hinweist. „Wenn 
fast 16 Millionen Menschen in Ar-
mut leben oder armutsgefährdet 
sind, müssen zügig konkrete Maß-
nahmen ergriffen werden. Der ge-
setzliche Mindestlohn, der erfreu-
licherweise im Koalitionsvertrag 
steht, muss schnellstens im Bun-
destag verabschiedet werden“, so 
Mascher. Für den VdK stellt er 
ein zentrales Element zur Eindäm-
mung der Einkommens- und Al-
tersarmut dar und muss nun zügig 

Seidenstraße 7
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ohne lange Übergangsfristen um-
gesetzt werden.
„Arbeitslosigkeit, nicht bedarfs-
gerechte Hartz-IV-Sätze, niedrige 
Löhne, mit denen man keine Fa-
milie ernähren kann, Renten, die 
kaum zum Leben reichen, Frauen, 
die ungewollt in Teilzeit arbeiten, 
all das hat die Armutstendenzen 
in Deutschland in den letzten Jah-
ren verstärkt und wird Armut wei-
ter verfestigen, wenn nicht in ver-
schiedenen Bereichen gegengesteu-
ert wird“, prognostiziert Mascher.
Dazu gehöre beispielsweise die Ab-
schaffung der Abschläge bei den 
Erwerbsminderungsrenten. „Für 
die Erwerbsminderungsrentner ist 
es zwar ein Fortschritt, wenn die 
beabsichtigte Anhebung der Zu-
rechnungszeit bei der Erwerbs-
minderungsrente zum 1. Juli 2014 
um zwei Jahre, von 60 auf 62 Jah-
re, kommt. Um eine spürbare Ver-
ringerung des Armutsrisikos zu er-
reichen, müssen aber auch die Ab-
schläge für Erwerbsminderungs-
rentner von 10,8 Prozent abge-
schafft werden“, fordert Mascher.
„Wer Armut vermeiden will, muss 
die Kluft zwischen Arm und Reich 
endlich schließen. Hier wartet ein 
großes Stück Arbeit auf die neue 
Bundesregierung“, so Mascher.
Quelle: VdK / Cornelia Jurrmann
Foto: Ulrich Kroes / pixelio
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Ein knackiger Apfel, leckere Ka-
rotten, ein saftiges Steak – daran 
möchten viele Menschen nicht 
einmal denken: Kauen fällt ih-
nen schwer, für manche ist es so-
gar schmerzhaft. Die Zahn- und 
Mundgesundheit beeinflusst die 
Ernährung und damit die Gesund-
heit mehr, als es den meisten be-
wusst ist. „Am besten sollte mög-
lichst bald der Zahnarzt aufgesucht 
werden“, rät dazu das Kuratorium 
perfekter Zahnersatz (KpZ).

Weiches Weizenbrot statt Vollkorn 
und eher Suppe als Fleisch: Wer 
mit Schmerzen kaut, lässt Biss-
festes lieber auf dem Teller zurück. 
Ganze Lebensmittelgruppen wer-
den dadurch vermieden, schnell 
kann ein Mangel an Mineralien 
und Nährstoffen entstehen. „Die 
Gründe dafür sind ganz verschie-
den. Oft ist eine Zahnbehandlung 
nötig oder das Zahnfleisch hat sich 
entzündet. Häufig liegt es jedoch 
auch an nicht funktionsgerechten 

Prothesen, Brü-
cken oder Kro-
nen“, erläutert 
Professor Hans-
Christoph Lau-
er, Leiter des 
wissenschaftli-
chen Beirats des 
KpZ.
„Die Kiefersitu-
ation verändert 
sich im Laufe 
der Jahre. Eine 
Prothese, die ur-
sprünglich per-
fekt passte, ver-

liert beispielsweise durch Krank-
heiten oder starken Gewichtsver-
lust ihren Halt“, erklärt er. Auch 
das Altern des Prothesenmateri-
als kann zu Funktionsverlusten 
führen. Daher ist es wichtig, den 
Zahnersatz regelmäßig kontrollie-
ren zu lassen.
Die so genannte Atrophie spielt 
ebenfalls eine große Rolle: Geht 
ein Zahn verloren, bilden sich 
Zahnfleisch und die Substanz des 
Kieferknochens zurück. Ähnlich 
wie die Muskulatur schwindet, 
wenn man sich einen Arm bricht 
und dieser nicht entsprechend be-
wegt wird. Eine solche Schrump-
fung wirkt sich negativ auf den Sitz 
der Zahnprothese aus.
Seelische Belastung
Nicht nur beim Essen ist das zu 
spüren. Oft ziehen sich Menschen 
zurück, möchten beispielswei-
se nicht in Gesellschaft essen und 
keine Restaurants mehr besuchen. 
„Die Zahngesundheit spielt in viele 
Bereiche mit hinein. Deshalb ist es 
wichtig, Beschwerden im Mund 
sofort nachzugehen. Je schneller 
der Grund gefunden und beseitigt 
ist, umso besser für die Lebensqua-
lität insgesamt. Das ist nicht nur, 
aber gerade auch im fortgeschritte-
nen Alter zu bedenken“, ist Profes-
sorin Ina Nitschke überzeugt. Sie 
ist wie Lauer ebenfalls Mitglied des 
wissenschaftlichen Beirats des KpZ 
und Präsidentin der deutschen Ge-
sellschaft für Alterszahnmedizin.
Tipps für mehr Lebensqualität 
durch gesunde Zähne 
Gesunde Ernährung heißt sorg-
fältig Kauen: Damit verkleinern 
Sie nicht nur die Nahrung. In der 
Mundhöhle beginnt der Verdau-

Weiches Weizenbrot statt knackiger Äpfel? 
Kuratorium perfekter Zahnersatz: Schlechte Mundgesundheit beeinträchtigt die Ernährung
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ungsvorgang, indem der Nahrung 
Speichel zugesetzt wird. „Dazu 
ist optimal passender Zahnersatz 
wichtig – deshalb ist er wichtig für 
die gesamte Gesundheit“, sagt Pro-
fessorin Ina Nitschke vom Kurato-
rium perfekter Zahnersatz. 
Wer tüchtig kaut, ist geistig fitter: 
In einer Studie des schwedischen 
Karolinska-Instituts in Solna und 
der Karlstad Universität zeigte 
sich, dass ältere Menschen, denen 
es schwer fiel, harte Nahrungsmit-
tel zu kauen, wie etwa einen Ap-
fel, auch ein deutlich höheres Risi-
ko für kognitive Beeinträchtigun-
gen hatten.
Dies betraf beispielsweise das Ge-
dächtnis, die Fähigkeit, sich zu 
entscheiden oder Probleme zu lö-
sen. Ob die Studienteilnehmer mit 
ihren eigenen Zähnen oder mit 
Hilfe von Zahnersatz kauten, war 
für das Ergebnis unerheblich. 

Ernähren Sie sich zahngesund: 
Milch und Milchprodukte ver-
sorgen den Körper mit Kalzium. 
Auch Gemüse, wie Brokkoli, Fen-
chel oder Grünkohl, stärkt den 
Zahnschmelz. 

Teatime für gesunde Zähne: Das 
Wachstum von Kariesbakterien 
bremsen schwarzer und vor allem 
grüner Tee – natürlich nur, wenn 
Sie auf den Zucker verzichten. 
Greifen Sie stattdessen zu Stevia, 
diesem Süßstoff wird sogar nach-
gesagt, der Vermehrung des Bakte-
riums Streptococcus mutans ent-
gegenzuwirken. Wissenschaftlich 
bewiesen ist das allerdings nicht. 
Quelle: KpZ
Foto1: birgitH / pixelio
Foto2: T. Weiss / pixelio
Foto3: M. Kessler / pixelio
Foto4: S. Rossmann / pixelio

Das Kuratorium perfekter Zahner-
satz (KpZ)
Das 1989 gegründete Kuratorium 
perfekter Zahnersatz e.V. ist eine 
gemeinnützige Vereinigung. Ziel 
ist neutrale, umfassende und fach-
kompetente Information der brei-
ten Öffentlichkeit über die Bedeu-
tung von Zahnersatz. Auf der In-
ternetseite des KpZ finden Pati-
enten fundierte und ausführliche 
Informationen rund um Zahner-
satz und Zahngesundheit: www.
zahnersatz-spezial.de. Auch auf der 
Facebookseite gibt es aktuelle In-
fos: www.facebook.com/perfekter-
Zahnersatz
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man zum Beispiel einen Job hat, 
der Spaß macht“, so Gesundheits-
experte Schulz. Laut der TK ist 
fast die Hälfte der Menschen in 
Deutschland sehr zufrieden damit, 
wie ihr Leben bisher verlaufen ist. 
Gut 70 Prozent der Befragten ga-
ben bei der Umfrage an, dass ih-
nen ihre Arbeit Spaß macht und 
ein wichtiger Teil ihres Lebens ist. 
Hier gibt es allerdings deutliche re-
gionale Unterschiede. Am glück-
lichsten mit ihrem Job sind mit 84 
Prozent die Beschäftigten in Nord-
rhein-Westfalen, in Bayern haben 
dagegen nur 57 Prozent Spaß bei 
der Arbeit. Fast 40 Prozent sagen 
hier, dass die Arbeit für sie in erster 
Linie Broterwerb ist.
Als guten Vorsatz für das nächste 
Jahr empfiehlt Psychologe Schulz 
deshalb: „Den eigenen Lebens-
stil einmal zu hinterfragen: Gibt 
es etwas in meinem Leben, dass 
mich glücklich macht, eine Auf-
gabe oder auch ein Hobby? Habe 
ich ein soziales Umfeld, Freunde 
und Familie, die Rückhalt geben?“ 
Anderenfalls sollte man auch den 
Mut haben, Weichen neu zu stel-
len. „Die heutige Generation hat 
mehr Chancen und Freiheiten als 
je zuvor. 
Doch die vielen Möglichkeiten, 
ob man mit oder ohne Kinder, auf 
dem Land oder in der Stadt leben 
möchte, welcher berufliche Weg 
eingeschlagen werden soll, über-
fordern auch viele. Deshalb ist es 
wichtig, regelmäßig zu überprü-
fen, ob der Kurs noch der richtige 
ist. Seelische Gesundheit ist ein 
Prozess, der täglich neu gestaltet 
wird.“

Quelle: TK
Foto: yogan-om.de / pixelio

Hamburg. Gesünder essen, mehr 
Sport, mehr Zeit für Familie und 
Freunde, weniger Stress - das sind 
die guten Vorsätze, die traditionell 
auf der To-do-Liste der Deutschen 
für das neue Jahr stehen. Die mei-
sten Vorsätze haben eine sehr kur-
ze Halbwertszeit. Damit nach den 
Festtagen nicht der Frust über wie-
der einmal nicht erreichte Ziele 
einsetzt, empfiehlt die Techniker 
Krankenkasse (TK) sich fit gegen 
negativen Stress zu machen.
Heiko Schulz, Psychologe bei der 
TK: „Wer bisher nicht gesund ge-
lebt hat, wird nicht von heute auf 
morgen seinen kompletten Le-
bensstil verändern. Wichtig ist, 
sich kleinere Zwischenziele zu set-
zen, die auch erreichbar sind.“ 
Beim Thema Stress empfiehlt der 
Psychologe eine entspanntere He-
rangehensweise: „Viele erleben 
heute in ihrem Job, dass sich Ar-
beit verdichtet und durch die mo-
bile Kommunikation verschwim-
men zusehends die Grenzen zwi-
schen Arbeit und Freizeit.“ Eine 
aktuelle Stressstudie der TK zeigt, 
dass fast 60 Prozent der Menschen 
in Deutschland regelmäßig ge-
stresst sind.

„Es ist also eher unwahrscheinlich, 
dass der Stress künftig abnimmt. 
Möglich ist aber, sich einen ge-
lasseneren Umgang anzutrainie-
ren“, so Schulz. Die Psychologie 
bezeichnet diese Widerstandskraft 
als Resilienz. Resiliente Menschen 
haben ein starkes seelisches Ab-
wehrsystem. Sie können auch mit 
extremer Anspannung umgehen 
und sich von Stress-Situationen 
schnell erholen. Resilienz ist zum 
Teil Veranlagung, kann aber auch 
trainiert werden. Viele Betriebe 
setzen im Betrieblichen Gesund-
heitsmanagement bereits Resili-
enztrainings ein, um stressfest zu 
werden. Aber auch jeder Einzel-
ne kann dazu beitragen, sein psy-
chisches Immunsystem zu stärken. 
Eine wichtige Grundlage sind sta-
bile Beziehungen zu Menschen, 
die Halt und Zutrauen geben. Die 
TK-Stressstudie bestätigt das: Nur 
ein Sechstel der Befragten, die in 
einer Beziehung leben, gaben an, 
in den letzten drei Jahren seelisch 
belastet gewesen zu sein. Bei den 
Singles waren es fast 30 Prozent.
„Außerdem spielt es eine entschei-
dende Rolle, ob man mit dem ei-
genen Leben zufrieden ist und ob 

Vorsatz für 2014: Dickes Fell gegen Stress zulegen
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Medizintechnik
Krankenpflegeartikel
Stoma- und Inkontinenzprodukte

Orthopädietechnik
Kinder-Reha Versorgung
Rehabilitationstechnik

Pflegeversicherung:
Die Pflegeversicherung wur-
de zur finanziellen Vorsorge für 
das Risiko der Pflegebedürftig-
keit eingeführt. Hierzulande sind 
alle krankenversicherungspflich-
tigen Personen pflegeversichert. 
Träger der Pflegeversicherung 
sind die Pflegekassen, die orga-
nisatorisch zu den gesetzlichen 
Krankenkassen gehören.

Pflegebedürftigkeit:
Pflegebedürftig ist, wer einer kör-
perlichen, geistigen oder see-
lischen Krankheit oder Behin-
derung wegen, in Bezug auf die 
gewöhnlichen und regelmäßig 
wiederkehrenden Verrichtungen 
des täglichen Lebens, für min-
destens sechs Monate in erheb-
lichem oder höherem Maße der 
Hilfe bedarf.
Der jeweilige Grad der Pflege-
bedürftigkeit wird in Pflegestu-
fen von 0 bis 3 (H) festgelegt. 
Basis stellt hier der tägliche Zeit-
aufwand für Grundpflege und 
hauswirtschaftliche Ver-
sorgung dar.
Grundpflege umfasst pflege-
rische Hilfen aus den Bereichen 
„Körperpflege, Ernährung und 

Mobilität“, hauswirtschaftliche 
Versorgung betrifft das Wohnum-
feld.
Behandlungspflege umfasst 
alle vom Arzt zu verordnenden 
Pflegeleistungen. Diese werden 
von den Krankenkassen getra-
gen.

Beantragung Pflegestufe:
Telefonisch oder online bei der 
zuständigen Pflegekasse (Kran-
kenkasse) ein Antragsformular 
anfordern. Dieser Pflegeantrag 
enthält Fragen zur Person so-
wie Fragen nach dem Hilfebe-
darf (Körperpflege, Ernährung, 
Bewegung). Diesen ausfüllen, 
unterschreiben, zurücksenden. 
Ggf. Arzt, Pflegedienst, Betreuer 
o.ä. beratend hinzuziehen.
Die Pflegekasse beauftragt den 
Medizinischen Dienst der Kran-
kenversicherung (MDK) mit der 
Prüfung der Pflegebedürftigkeit. 
Ein Begutachtungstermin wird 
vereinbart. 
Der Gutachter des MDK erfasst 
die Aufwendungen für das Ver-
richten der Pflege im Fall des 
Pflegebedürftigen und legt in 
einem Gutachten fest, welche 
Aufwendungen erforderlich bzw. 

anrechenbar sind. Die Pflege-
kasse stuft den Pflegebedürf-
tigen gemäß Gutachten in eine 
Pflegestufe ein. Der Bescheid 
geht dem Antragsteller zu.
Der zeitliche Pflegeaufwand 
muss mindestens 90 Minuten 
betragen, darin müssen minde-
stens 45 Minuten sog. Grundpfle-
ge enthalten sein. Vor dem Be-
gutachtungstermin empfiehlt es 
sich, zu notieren, was zur Spra-
che kommen soll. Es ist sinnvoll, 
über einen Zeitraum von minde-
stens 14 Tagen alle Pflegetätig-
keiten und die dafür benötigten 
Zeiten in einem Pflegetagebuch 
festzuhalten. Einige Kassen stel-
len diese zu Verfügung.
Man trifft die Wahl zwischen pri-
vater Pflege durch Angehörige 
oder einem Pflegedienst. Dieser 
erbringt sog. Sachleistungen, 
für die die Pflegekasse einen, im 
Vergleich zum Pflegegeld, hö-
heren Betrag monatlich zahlt. 
Auch eine Kombination von Pfle-
gegeld und Sachleistungen ist 
möglich. Sachleistungen können 
einzeln oder mittels einer Zeit-
pauschale beauftragt werden. Es 
wird die für den Patienten gün-
stigste Variante gewählt. 

Ambulante Pflege im Überblick
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Die PEA-Leistung (persönlich 
eingeschränkte Alltagskompe-
tenz bei Menschen, die z.B. an 
Demenz oder Alzheimer erkrankt 
sind) kann nur dann gezahlt wer-
den, wenn diese eingeschränkte 
Alltagskompetenz vom Medizi-
nischen Dienst der Krankenversi-
cherung (MDK) festgestellt wird. 
Personen ohne PEA erhalten 
weiterhin das Pflegegeld in ge-
wohnter Höhe.

Pflegestufe 0
Menschen mit PEA 
Pflegegeld: 120 Euro
Sachleistungen: bis 225 Euro 
Wie bisher können zwischen 
100 Euro (Grundbetrag) und 200 
Euro (erhöhter Betrag) monatlich 
zweckgebunden für qualitätsge-
sicherte Betreuungsleistungen 
verwendet werden.
Außerdem können bis zu 1.550 
Euro im Jahr für eine Ersatz-
pflege in Anspruch genommen 
werden, wenn die Hauptpflege-
person ausfällt. 

Pflegestufe 1  
Erhebliche Pflegebedürftigkeit: 
90 Minuten Pflegezeit, davon 
mehr als 45 Minuten Grundpfle-
ge.
Pflegegeld: 235 Euro 
mit PEA: 305 Euro
Sachleistung: 450 Euro 
mit PEA: 665 Euro

Pflegestufe 2  
Schwere Pflegebedürftigkeit:  
3 Stunden Pflegezeit, davon min-
destens 2 Stunden Grundpflege, 
dreimal täglich zu verschiedenen 
Tageszeiten.
Pflegegeld: 440 Euro
mit PEA: 525 Euro
Sachleistung: 1.100 Euro 
mit PEA: 1.250 Euro

Pflegestufe 3  
Schwerste Pflegebedürftigkeit: 5 
Stunden Pflegezeit, davon min-
destens 4 Stunden Grundpflege 
rund um die Uhr.
Pflegegeld: 700 Euro 
Sachleistung: 1.550 Euro

Härtefall H
Eine der beiden Vorausset-
zungen muss erfüllt sein:
- Die Hilfe bei der Grundpflege 
umfasst mindestens 6 Stunden 
täglich, davon mindestens drei-
mal in der Nacht (zwischen 22 
und 6 Uhr)
- Die Grundpflege kann nachts 
nur von mehreren Pflegekräften 
zusammen erbracht werden.
Sachleistung: 1.918 Euro

Beratungsbesuche: 
Bei Bezug von Pflegegeld ist 
der regelmäßige Beratungsbe-
such eines zugelassenen Pfle-
gedienstes verpflichtend. Die-
ser stellt eine regelmäßige Hilfe-
stellung und pflegefachliche Un-
terstützung der Pflegepersonen 
dar und dient der Sicherung der 
Qualität häuslicher Pflege.
Pflegestufe 1 und 2: zweimal 
im Jahr (halbjährlich)
Pflegestufe 3: viermal im Jahr 
(vierteljährlich)
Pflegestufe 0: hier besteht die 
Berechtigung, halbjährlich Be-
ratungsbesuche in Anspruch zu 
nehmen.

Verhinderungspflege:
Wird jemand seit mehr als einem 
halben Jahr zu Hause gepflegt, 
besteht der Anspruch auf Verhin-
derungspflege, die zu Hause er-
folgt. Gründe für diesen Einsatz 
sind etwa Krankheit oder Urlaub 
der Pflegeperson. Wird die Ver-
hinderungspflege von bis zum 

zweiten Grad Verwandten über-
nommen, entspricht der Betrag 
dem Pflegegeld. Wird die Pfle-
ge von entfernten Angehörigen, 
Nachbarn oder einem professi-
onellen Pflegedienst (Sachlei-
stungen) übernommen, gilt für 
alle drei Pflegestufen, dass bis 
zu 1.550 Euro in Anspruch ge-
nommen werden können. 
Grundsätzlich besteht sowohl auf 
Verhinderungspflege als auch 
auf Kurzzeitpflege ein Anspruch 
und beide können einmal im Jahr 
unabhängig voneinander, je-
weils für längstens vier Wochen 
(28 Tage) beantragt werden. Es 
reicht aus, bei der zuständigen 
Pflegekasse einen Antrag auf 
Übernahme von Verhinderungs-
pflege, auch „Ersatzpflege“ ge-
nannt, einzureichen. Außerdem 
ist es möglich, den Bewilligungs-
zeitraum aufzuteilen und Ersatz-
pflege beispielsweise an meh-
reren Wochenenden zu nutzen. 
Eine frühzeitige Beantragung 
empfiehlt sich, damit die entspre-
chende Ersatzpflege pünktlich si-
chergestellt ist. 

Kurzzeitpflege:
Gleiches gilt für die sogenann-
te Kurzzeitpflege. Diese ist aus-
schließlich in stationären Pflege-
einrichtungen möglich, es gelten 
jedoch ähnliche Richtlinien be-
züglich der Vorgehensweise und 
der Voraussetzungen. 
So sind beispielsweise Bewil-
ligungszeitraum und Höhe der 
Leistungen gleich. Auch hier be-
steht ein Anspruch von bis zu 
vier Wochen kalenderjährlich so-
wie erhöhte Leistungen von bis 
zu 1.550 Euro. Auch hier muss 
die private Pflegeperson bereits 
seit mehr als sechs Monaten tä-
tig sein.
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Neu: 
50 Prozent des zuvor erhaltenen 
Pflegegelds werden bis zu je-
weils vier Wochen lang während 
Kurzzeit-und Verhinderungspfle-
gezeiten weitergezahlt.

Teilstationäre Pflege:
Ist eine häusliche Betreuung 
tagsüber oder nachts nicht im er-
forderlichen Maße möglich, trägt 
die Pflegekasse die Kosten für 
eine teilstationäre Einrichtung. 
Dies bietet Pflegebedürftigen die 
Möglichkeit, trotz eines erhöhten 
Pflegebedarfs weiterhin zu Hau-
se zu wohnen und sich im Rah-
men der Nacht- oder Tagespfle-
ge von professionellem Personal 
betreuen zu lassen. Auch für be-
rufstätige Angehörige stellt dies 
eine Entlastung dar.
Sachleistung teilstationär: 
Pflegestufe 1: 450 Euro
Pflegestufe 2: 1.100 Euro 
Pflegestufe 3: 1.550 Euro
Ergänzende Leistung bei erheb-
lichem allgemeinen Betreuungs-
aufwand: maximal 2.400 Euro 
jährlich. Die Kosten für Verpfle-
gung und Unterkunft müssen pri-
vat getragen werden.

Hilfsmittel:
Grundsätzlich unterschieden 
wird zwischen Hilfsmitteln und 
Pflegehilfsmitteln. Hilfsmittel wer-
den, soweit sie ärztlich verordnet 
wurden, bis zu einem bestimm-
ten Betrag von der Krankenkas-
se übernommen. Auskunft darü-
ber gibt das Hilfsmittelverzeich-
nis. Pflegehilfsmittel hingegen 
müssen nicht vom Arzt verordnet 
worden sein und werden von der 
Pflegekasse übernommen. Sie 
sind im Pflegehilfsmittelverzeich-
nis festgehalten.

Pflegehilfsmittel:
Kosten für Geräte und Sachmit-
tel, die zur häuslichen Pflege be-
nötigt werden, werden von der 
Pflegekasse übernommen, un-
abhängig von der Pflegestufe. 
Die Pflegekasse übernimmt die 
Kosten nur dann, wenn sie nicht 
von der Krankenkasse getragen 
werden.
Pflegehilfsmittel werden unter-
schieden in zum Verbrauch be-
stimmte und technische Pro-
dukte. Nicht jedes Hilfsmittel ist 
ein Pflegehilfsmittel. Als Richtli-
nie gilt, dass Pflegehilfsmittel zur 
Erleichterung der Pflege oder zur 
Linderung der Beschwerden des 
Pflegebedürftigen beitragen oder 
ihm eine selbstständigere Le-
bensführung ermöglichen müs-
sen. Gebrauchsgegenstände 
des täglichen Lebens sind keine 
Pflegehilfsmittel.

Technische Hilfsmittel kön-
nen zum Beispiel sein:
- Lagerungshilfen
- Pflegebetten
- Hausnotrufgeräte

Hilfsmittel, die zum Verbrauch 
bestimmt sind, sind z.B.
- Einmalhandschuhe
- Betteinlagen
- Desinfektionsmittel
Für technische Hilfen fällt eine 
Zuzahlung in Höhe von 10 Pro-
zent, höchstens aber 25 Euro 
an, die der Pflegebedürftige als 
Eigenanteil pro Hilfsmittel selbst 
zahlt.
Die Kosten für Verbrauchspro-
dukte werden mit bis zu 31 Euro 
pro Monat erstattet.
Für alle Pflegestufen (0 bis 3) 
gilt: 
Barrierefreier Wohnungsumbau 

wird von der Pflegekasse mit bis 
zu 2.557 Euro bezuschusst.

Hauskrankenpflegekurse:
Wer seinen Angehörigen zu Hau-
se pflegt, kann kostenlos an 
einem Pflegekurs der Pflege-
kasse teilnehmen. Diese Kurse 
werden von unterschiedlichen 
Einrichtungen, wie beispielswei-
se Wohlfahrtsverbänden, Pfle-
gediensten, Volkshochschulen 
oder Bildungsvereinen angebo-
ten. Die Kosten tragen die Pfle-
gekassen.
Man erhält praktische Anlei-
tungen und Informationen, um 
seine Fähigkeiten zu optimieren, 
aber auch Beratung und Unter-
stützung zu vielfältigen Themen. 
Außerdem bieten diese Kurse 
Möglichkeiten, sich mit anderen 
Betroffenen auszutauschen und 
Kontakte zu knüpfen.

Rentenversicherungs-
pflicht auch für pflegende 
Angehörige:
Wird die Pflege durch eine nicht 
erwerbsmäßig tätige Pflegeper-
son ausgeübt, kann diese auf-
grund der Pflegetätigkeit renten-
versicherungspflichtig werden. In 
diesen Fällen leistet die zustän-
dige Pflegekasse Rentenversi-
cherungsbeiträge, welche die 
späteren Rentenansprüche er-
höhen. Die Beitragszahlung rich-
tet sich nach der Pflegestufe und 
dem Pflegeumfang.
Eine Rentenversicherungspflicht 
kommt zustande, wenn die Pfle-
geperson mindestens 14 Stun-
den in der Woche pflegt und kei-
ner Erwerbstätigkeit oder selb-
ständiger Tätigkeit von mehr als 
30 Stunden nachgeht.
Stand: Januar 2014 / ohne Gewähr 
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Rufnummern der 
pflege plus® GmbH

Zentrale: 
0 21 66  13 09 80

Pflegebereitschaft
der pflege plus®
Notrufnummer

01 77  8 18 00 11

Apothekennotdienst
Mobiltelefon:

22 8 33
Festnetz:

0137 888 22 8 33

Polizei: 110

Feuerwehr: 112

Bitte machen Sie folgende An-
gaben 

Wer ruft an?
Nennen Sie Ihren Namen und die Te-
lefonnummer, unter der Sie erreichbar 
sind

Wo ist der Einsatzort?
Nennen Sie die Adresse und die Be-
sonderheiten bei der Zufahrt

Was ist passiert?
Beschreiben Sie mit kurzen Worten, 
was passiert ist

Wie viele Verletzte?
Nennen Sie die Anzahl der Verletzten 

Welcher Art sind die Verletzun-
gen?
Nennen Sie die Art der Verletzungen

Warten auf Rückfragen! - Nicht 
auflegen!
Erst wenn keine Fragen mehr offen 
sind, beendet die Feuerwehr das Ge-
spräch

Notruf unterwegs:

Handy 
in allen Mobilfunknetzen 112, ohne 
Vorwahl! 

auch ohne gültige Karte und ohne PIN-
Nummer 

Telefonzelle
112,  auch ohne Telefonkarte oder 
Geld

Giftnotruf Nordrhein-
Westfalen

02 28 / 1 92 40

Bitte machen Sie folgende An-
gaben 

Wer ruft an?
Nennen Sie Ihren Namen und die Te-
lefonnummer, unter der Sie erreichbar 
sind

Wem ist es passiert? 
Nennen Sie Alter und Gewicht des Be-
troffenen

Was wurde eingenommen? 
Geben Sie an, was eingenommen wur-

de: Medikament? Pflanze? Haushalts-
mittel? Drogen?

Wie viel wurde eingenommen? 
Geben Sie an, welche Menge einge-
nommen wurde

Wann ist es passiert? 
Sagen Sie, wann sich der Vorfall ereig-
net hat

Wie wurde es eingenommen? 
Sagen Sie, ob die Substanz getrunken/
gegessen oder eingeatmet wurde, be-
stand Hautkontakt?

Wie geht es dem Betroffenen 
jetzt? 
Beschreiben Sie den Zustand des Be-
troffenen: Ist er bewusstlos? Welche 
anderen Symptome?

Wo ist es passiert?
Sagen Sie, wo sich der Vorfall ereig-
net hat

Was wurde bereits unternom-
men? 
Geben Sie an, welche Maßnahmen Sie 
bereits vorgenommen haben

Warten auf Rückfragen! - Nicht 
auflegen!
Erst wenn keine Fragen mehr offen 
sind, beendet der Giftnotruf das Ge-
spräch.

Wichtig: 

Bewahren Sie die giftige Substanz, 
Pflanze oder Verpackung auf. 
Sollten Sie den Rat bekommen, eine 
Klinik aufzusuchen, bringen Sie alles in 
die Klinik mit. 

Telefonseelsorge 
08 00/ 11 10 11 1
08 00/ 11 10 22 2

Ärztlicher Notdienst
116117

Zahnärztlicher
Notdienst -MG-
0 21 61  1 00 98

Tierärztlicher
Notdienst -MG-
0 21 61   52 00 3


